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terschaft, das Streikrecht, dabei,
so langsam stumpf zu werden. Es
ist schon bedenklich, wenn die
Bundesregierung Lohnforderun-
gen durchsetzen muss, anstelle
derer, deren Aufgabe es ist, siehe
Mindestlohn und Anderes. Herr
Weselsky führt uns das im Extrem
vor. Die Drohung, hundert Tage
streiken zu wollen, nimmt wohl kei-
ner ernst. Dass die Deutsche Bahn
die Lohnkosten für ihr sonstiges
Personal so lange nicht schultern
kann, ist jedem klar. Das bedeutet:
Die Bahn müsste Mitarbeiter in
großer Zahl entlassen. Die Folge ist
dann auch klar: Es gäbe keine Bahn
mehr. Was sollen diese unrealisti-
schen Erpressungsversuche auf
dem Rücken der Kunden?
Rüdiger Stange, Heilbronn

Erpressungsversuche
Zum Lokführer-Streik.
Die Gewerkschaft der Lokführer
streikt ausgerechnet gegen jene,
welche sie unbedingt brauchen: die
Kunden. Die Gleichung ist einfach:
Keine Kunden = keine Lokführer.
Den das Gros der Kundschaft ist
nach dem siebenten Streik nur
noch verärgert. Wer eine Alternati-
ve zur Bahn gefunden hat, ist als
Kunde nicht mehr präsent, das gilt
auch für die verladende Wirtschaft.
Folge: Mehr Auto, mehr Lkw auf
den schon stark belasteten Stra-
ßen. Es wird also höchste Zeit bei
allen Gewerkschaften, welche den
Kunden als Geisel nehmen,
schnellstens umzudenken. Zudem
ist das stärkste Schwert der Arbei-

rechne, befinden wir uns auf einem
ähnlichen Niveau. Per Federstrich
wurde unsere Arbeitszeit auf 41
Stunden hochgesetzt, für unsere
Gesundheit müssen wir selber zah-
len, Wegfall des Weihnachts- und
des Urlaubsgeldes und Vieles
mehr. Ich habe für meinen Staat
studiert und verdiene, in einem für
die Polizei guten Amt, weniger als
eine ungelernte Hilfskraft in vielen
anderen Branchen. 235 Millionen
Euro will das Land sparen, wieder
mal an uns, den Beamten in Geisel-
haft. Wir können und wollen auch
nicht streiken, weil wir von und für
den Staat leben. Wir können auch
nicht den Job wechseln, wobei es
für die meisten von uns nicht Job
oder Beruf, sondern Berufung ist.
Michael Lang, Cleebronn

In Geiselhaft
Zur Beamtenbesoldung und zum
Kommentar von Peter Reinhardt, 22.
April 2015:
Ich bin seit 1984 Beamter, und es
war damals eine gute Entschei-
dung. Der Verdienst war okay. Seit
meiner Einstellung ging es dann
bergab mit der Bezahlung. Als Be-
amter, zum Beispiel im Polizeibe-
ruf, den ich gewählt habe, befinden
wir uns in Geiselhaft. Ich bin in A 11,
also einem Amt, das bei der Polizei
maximal 20 Prozent erreichen und
verdiene grade einmal gut 1000
Euro mehr als ich bekommen wür-
de, würde ich heute Hartz IV bean-
tragen. Wenn ich meine Unkosten
für Fahrten von uns zur Arbeitsstel-
le und die Verpflegungskosten ein-
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Zeitvertreib im Bundeswehr-Feldlager Zeichnung: Gerhard Mester

Kommentare

Spione im eigenen Land
weiter, deren Kommunikation auf
diese Weise später gezielt über-
wacht werden konnte. Und weder
BND-Chef Gerhard Schindler noch
das für die Koordinierung der Ge-
heimdienste zuständige Kanzleramt
wollen davon etwas gewusst haben.

Kritik Die Empörung ist groß. Nicht
nur die Oppositions-, sondern auch
die Regierungsparteien fordern
Aufklärung, selbst ein Rücktritt von
BND-Chef Schindler scheint nicht
ausgeschlossen. Und doch ist der
Aufschrei vor allem eins – Heuche-
lei. Dass der BND und die amerika-
nischen Geheimdienste seit Jahr-
zehnten aufs Engste zusammenar-
beiten, dass Deutschland sogar auf
die Informationen des Verbündeten
und Partners angewiesen ist und im

Gegenzug auch „liefern“
muss, ist nicht erst seit den
Enthüllungen Snowdens
bekannt, auch wenn dieser
den Fokus auf die Qualität
wie Quantität dieser Ko-
operation gerichtet hat. Zu-

dem ist das Kurzpassspiel zwischen
BND und NSA auch politisch ge-
wollt, quasi Staatsräson. Selbst als
bekannt wurde, dass der US-Dienst
das Handy von Bundeskanzlerin An-
gela Merkel abhörte, blieb dies nach
einem kurzen Aufschrei ohne politi-
sche Konsequenzen. Man braucht
sich, schätzt sich und kann ohne ei-
nander nicht.

Details Erst recht hat die Politik
noch nie ein wirkliches Interesse da-
ran gehabt, bis ins kleinste Detail zu
wissen, was die Dienste so machen
und wie sie an ihre Informationen
gelangen. Um selber ihre weiße
Weste behalten zu können, haben
noch alle Kanzler von Konrad Aden-
auer bis Angela Merkel größtmögli-
che Distanz zum BND gewahrt und
ihn ungestört im Trüben fischen las-
sen. Erlaubt ist alles. Weil sich aber
in einer Demokratie nicht immer al-
les geheim halten lässt, ist die Ge-
schichte des BND auch eine seiner
Pannen, Affären und Skandale.

Der BND, der nur im Ausland
Daten sammeln soll, ist erneut
ins Zwielicht geraten.

Von Martin Ferber

Nichts ist unmöglich. Sogar das Un-
vorstellbare und völlig Abwegige ist
nicht nur denkbar, sondern findet
auch statt. Seitdem der frühere ame-
rikanische Geheimdienstmitarbei-
ter und Whistleblower Edward
Snowden mit seinen einzigartigen
Enthüllungen einen Blick in die
graue, dunkle und undurchsichtige
Welt der Geheimdienste ermöglicht
hat, erscheint das Treiben der
Schnüffler und Späher noch dubio-
ser und verwerflicher als man bis-
lang glaubte. Um an Informationen
zu kommen, unabhängig davon ob
sie für die Sicherheit des Landes
und seiner Bürger benö-
tigt werden oder nicht,
spähen die Dienste in ei-
nem nicht für möglich ge-
haltenen Umfang Regie-
rungen, Institutionen, Fir-
men und Bürger aus – und
scheuen, wie der neue BND-Skan-
dal belegt, nicht einmal davor zu-
rück, im eigenen Land Daten zu
sammeln und an die befreundeten
Dienste weiterzuleiten.

Deckmantel Diese neue Enthül-
lung stellt alles bisher bekanntge-
wordene in den Schatten. Denn es
bedeutet im Klartext, dass der BND,
der eigentlich nur im Ausland tätig
werden darf, in Deutschland im gro-
ßen Stil spioniert, also praktisch das
Geschäft der Gegenseite gleich mit
übernommen hat. Unter dem Deck-
mantel der Terrorismusbekämp-
fung, mit der schon in der Vergan-
genheit jede Einschränkung der
bürgerlichen Freiheitsrechte be-
gründet wurde, leitete der BND jah-
relang ungehindert, unkontrolliert
sowie anlasslos, ohne Terrorbezug
und somit grundrechtswidrig die IP-
Adressen oder Handy-Nummern
von rund 40 000 Personen, Organi-
sationen oder Firmen aus der Bun-
desrepublik und Europa an die NSA

BND und
NSA arbeiten
seit Jahren eng
zusammen.

Altersfrage
Winfried Kretschmann kommt bei
der Abschaffung der Altersgrenze
für Bürgermeister nicht voran.

Von Jan Berger

Die deutsche Demokratie hat einige
absurde Regeln aufgestellt – und
den Parlamentariern ist es oft genug
nicht gelungen, diese wieder abzu-
schaffen. Zum Beispiel im Südwes-
ten: Während ein Oberbürgermeis-
ter – wie zum Beispiel Helmut Him-
melsbach in Heilbronn vor einem
Jahr – den Hut nehmen muss, wenn
er das 68. Lebensjahr vollendet hat,
kann ein fitter Landtagsabgeordne-
ter theoretisch unbegrenzt im Parla-
ment sitzen. Bei beiden Jobs handelt
es sich um Wahlämter, in beiden Fäl-
len tragen die Menschen hohe Ver-
antwortung und haben einen straf-
fen Tagesplan. Warum man bei der
einen Wahl dem Bürger die Freiheit
nimmt, zu entscheiden, ob er sich
von einem Senior oder einem Jung-
spund vertreten lassen möchte, und

im anderen Fall nicht, ist unver-
ständlich. Selbst wenn altgediente
Kommunalpolitiker später in ande-
ren Ämtern gute Arbeit leisten: Aus-
nahmen sind nicht vorgesehen.

Winfried Kretschmann würde
aber nicht nur aus diesem Grund gut
daran tun, die SPD zu überzeugen
und die Regel zu kassieren. Er selbst
will 2016 wieder Ministerpräsident
werden – dabei wird er im gleichen
Frühjahr 68. Auch in seinem Job gibt
es keine Zwangsrente. Er traut sich
das Amt weiter zu, die Rathauschefs
im Land fragt niemand.

Zwar gibt es Gründe, für eine Al-
tersgrenze in politischen Spitzenäm-
tern zu sein. Um dem Nachwuchs
mehr Chancen zu geben, um Wan-
del zu erzwingen, um manchen Be-
rufspolitiker davor zu schützen,
dass er seine Kraft überschätzt. Nur
muss das erst diskutiert werden –
und dann für alle gelten. Bis dahin
gehört die Regel abgeschafft.
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und Tierwohl im Fokus und werden
nach und nach Standards setzen, die
sich an den Ergebnissen dieses Gut-
achtens orientieren. Und da hilft
dann kein Abwiegeln mehr. Wenn
diese Standards nicht erfüllt wer-
den, bleiben die Erzeuger auf ihren
Produkten sitzen. Und solche, die
eine Vorreiterrolle einnehmen, wie
die Macher des Schwäbisch-Hälli-
schen Schweins, haben wirtschaftli-
chen Erfolg und eröffnen für über
tausend bäuerliche Betriebe eine
tragfähige Zukunftsperspektive.

Konsequenz Und weil es der Ver-
braucher als erster in der Hand hat,
die radikale Wende in der Tierhal-
tung zu befördern, kaufe ich mein
Schweinefleisch, mein Lamm-
fleisch, mein Geflügel und mein
Rindfleisch beim Metzger, der mir
sagt, wo es herkommt, und wie es
aufgezogen und gehalten wird.

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Wende Eine Nachricht, die den All-
tag der Erzeuger und Konsumenten
von Fleisch radikal in Frage stellt
und gleichzeitig nachhaltig verän-
dern wird, ist in der Medienöffent-
lichkeit im Windschatten der außen-
politischen Brennpunkte mehr oder
weniger untergegangen.

Nicht ein grün orientierter Agrar-
verband, nicht die Interessenvertre-
ter der Vegetarier und Veganer,
nicht die Bioverbände im Agrarbe-
reich, sondern keine geringere In-
stitution als der wissenschaftliche
Beirat für die Agrarpolitik, der seit
65 Jahren besteht, kommt mit sei-
nem Ende März 2015 vorgelegten
und über 400 Seiten umfassenden
Gutachten zu dem drastischem
Schluss: Die Tierhaltung, insbeson-
dere im Bereich der Schweine- und
Geflügelhaltung, wird in seiner jetzi-
gen Form keine Zukunft haben.

Forderungen Die Wissenschaftler
fordern radikale Änderungen: Die
Tiere bräuchten viel mehr Platz und
grundsätzlich Auslauf ins Freie. Der
Bundesregierung wird empfohlen,
die in der Praxis üblichen Amputa-
tionen von Schnäbeln und das Ku-
pieren von Ringelschwänzen bei den
Schweinen sowie das rabiate millio-
nenfache Töten von „nicht verwert-
baren“ männlichen Küken zu verbie-
ten. Und die Wissenschaftler scheu-
en sich auch nicht, das Thema Ge-
fühle und Akzeptanz der Verbrau-
cher gegenüber den Tieren sowie
auch die Tiergesundheit und die Di-
mension des Wohlfühlens für Tiere
in den wissenschaftlichen Diskurs
einzuführen. Damit greifen sie die
Ursachen auf, die Erzeuger und die
Nahrungsmittelindustrie heute
schon schmerzlich zu spüren be-
kommen. Nämlich dass der Fleisch-
konsum von Fleisch aus Massentier-
haltung, sei es Geflügel oder
Schweinefleisch, rückläufig ist. Im-
mer mehr Menschen ziehen aus den

bekannten Bildern von Geflügelstäl-
len, in denen die Tiere auf engstem
Raum zusammengepfercht sind,
zwischen denen tote Tiere verstreut
sind, Konsequenzen und suchen
sich Alternativen zum Fleisch. Und
das ganz pragmatisch, weil sie sich
von dem agrarindustriellen Kom-
plex, in dem Tierschutz allenfalls als
Kostenfaktor eine Rolle spielt, ange-
widert abwenden.

Wegducken Das Gutachten besitzt
soviel Sprengstoff, dass sich Land-
wirtschaftsminister Christian
Schmidt (CSU), der ursprünglich
wie üblich mit großem Tamtam das
Gutachten entgegennehmen wollte,
als der Inhalt vorab durchsickerte,
feige in die Büsche geschlagen hat.
Und wie reagiert der Bauernver-
band? Wie gewohnt. Nicht sehen
wollen, nicht hören wollen, eine ab-
wieglerische Verteidigung des Sta-
tus Quo, das Gutachten sei nicht wis-
senschaftlich – Lobbyismus in sei-
ner allermindesten Form. Als ob der
Bauernverband nicht viele ähnliche
Abwehrschlachten krachend auch
zum ökonomischen Nachteil seiner
Mitglieder verloren hätte. Auch hier
hinkt der Bauernverband hoff-
nungslos hinterher. Große Lebens-
mittelverarbeiter und die Discoun-
ter haben das Thema Tierschutz

Radikale Wende in der Tierhaltung
Politisches Quintett

Von Rezzo Schlauch

Die Massentierhaltung, wie hier bei der Schweinezucht, soll nach Auffassung der
Grünen in Deutschland keine Zukunft mehr haben. Foto: dpa

Den EU-Gipfel zum Flüchtlingspro-
blem kommentieren:

Die Antwort, mit welchen Mitteln
Europas Mitgliedsstaaten dem un-
abweisbaren Flüchtlingsdruck lang-
fristig begegnen wollen, ist dieser
Gipfel allerdings schuldig geblie-
ben. Stattdessen haben sich die
Staats- und Regierungschefs auf
eine Reihe von Notfallmaßnahmen
verständigt, die den massenhaften
Tod im Mittelmeer beenden sollen:
eine Verdreifachung der Mittel für
die EU-Grenzschutzmission „Tri-
ton“ und die Bereitstellung zusätzli-
cher Schiffe zur Seenotrettung. (...)
Aber die Lösungsvorschläge greifen
zu kurz. Europa und seine
Mitgliedsstaaten müssen nicht nur
die Frage beantworten, wie sie die
Flüchtlingsursachen vor Ort be-
kämpfen und dem Sterben auf hoher
See ein Ende setzen wollen. Sie müs-
sen auch Wege zu einer großzügige-
ren Aufnahme der Flüchtlinge auf-
zeigen.

Kritiker werden der EU mit Blick auf
die Vereinbarungen Blauäugigkeit
vorwerfen. Und sie haben recht. Die
Hoffnung, mit den nordafrikani-
schen Staaten sowie den Herkunfts-
ländern der Flüchtlinge bald zu ei-
ner Verständigung zu kommen, die
ein Abschwellen des Stroms an
Flüchtlingen bewirkt, ist gering.
Aber trotzdem bleibt dieser Weg
langfristig der einzig richtige. Dabei
darf die EU allerdings nicht auf sich
allein gestellt sein. Bisher ist nicht
erkennbar, dass die UN ihr Gewicht
genügend einbringen.

Endlich: Die viel gescholtene EU
will in der Flüchtlingsfrage Hand-
lungsfähigkeit und Mitmenschlich-
keit beweisen. Zu einem kleinen Teil
ist ihr das auf dem Krisengipfel ge-
lungen. Der Ausbau der Seenotret-
tung ist eine erste lebensrettende
Notfallmaßnahme. Dennoch ist das
vage Zehn-Punkte-Programm nur
ein bescheidener Anfang. Und nicht
jeder Punkt verspricht durchschla-
gende Wirkung, manche Beschlüs-
se könnten sogar Nachteile mit sich
bringen.

Zum anhaltenden Streit bei der kon-
servativen AfD meint:

Die Köpfe, die in CDU und CSU für
eine wertkonservative Politik ste-
hen, sind in der Vergangenheit im-
mer weniger geworden. Lucke woll-
te die Lücke füllen, aber der parteiin-
terne Zwist belastet die Zukunfts-
chancen der AfD. Im Juni soll es ei-
nen Parteitag geben. Dann wird sich
entscheiden, welche Richtung die
Oberhand gewinnt. Hans-Olaf Hen-
kel wird wohl mit von der Partie
sein, denn der Partei als solcher will
er bis auf Weiteres treu bleiben. Rü-
ckendeckung für Lucke kann er
dann aber nur noch vom Plenum aus
geben.


